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Vom „neuen Politikstil“  
zum Krisenmanagement in Chile:  
Ein Jahr Bachelet
Stephan Ruderer
Am 21. Mai 2007 legte Michelle Bachelet dem chilenischen Kongress einen Rechen-
schaftsbericht über ihr erstes Amtsjahr vor. Sie betonte traditionelle Themen ihres Re-
gierungsbündnisses, wie beispielsweise die Menschenrechtspolitik, mit der sich alle 
Parteien der krisengeschüttelten Concertación leicht identifizieren können. Die zentra-
le Aussage ihrer Rede betraf eine Erhöhung der Sozialausgaben. Sie resümierte ein 
schwieriges Regierungsjahr, in dem sie, so Bachelet selbst, „Licht und Schatten“ hatte.
Analyse:
Die Staatspräsidentin versprach eine bedeutende Steigerung der Staatsausgaben, die 
vor allem den von ihr favorisierten sozialen Projekten zugutekommen soll. Allein für 
die Reform des Erziehungswesens sollen US$ 650 Mio. zusätzlich ausgegeben werden. 
Bachelets Bericht ist eine Reaktion auf die politischen Krisen des vergangenen Jahres 
und ihren starken Popularitätsverlust.
Die Regierung Bachelet ist eine Fortsetzung der Concertación-Regierungen, sie steht 
nicht für eine tiefgreifende Veränderung der im Kern liberalen Politik, mit der sich 
weite Teile des Establishments identifizieren.
Die Bilanz des ersten Regierungsjahrs der sozialistischen Präsidentin fällt ambiva-
lent aus. Bachelet konnte die hohen Erwartungen nur auf dem Feld der Sozialpolitik 
erfüllen, grundsätzlich wurde das Fehlen eines langfristigen politischen Konzepts 
deutlich.
Die Umsetzung des zu Beginn verkündeten „neuen Politikstils“ der Bürgernähe 
wäre entscheidend für eine breitere Verankerung der Demokratie in Chile. Bislang 
sind hierfür kaum Anzeichen erkennbar.
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1.	 Erwartungen	und	Versprechen
Am 11. März 2006 trat Michelle Bachelet als erste 
demokratisch gewählte Frau in Lateinamerika die 
Präsidentschaft in Chile an. Ihr Regierungsbeginn 
wurde von hohen Zustimmungsraten in der Be-
völkerung (vgl. Tabelle 1) und von großen Erwar-
tungen begleitet. Diese bezogen sich darauf, dass 
sich mit einer Frau an der Spitze der Regierung ein 
neuer Politikstil – geprägt durch mehr Bürgernähe 
– durchsetzen könnte, der für eine direktere Teil-
nahme der Bevölkerung an der Demokratie und 
damit für eine weitere Demokratisierung stehen 
würde.
Bachelet legte in ihrem Regierungsprogramm 
die Schwerpunkte auf die Themen der sozialen 
Gerechtigkeit, die Verbesserung des Ausbildungs- 
und Erziehungssystems und versprach dabei tat-
sächlich mehr Bürgernähe. Das erste paritätisch be-
setzte Ministerkabinett symbolisierte den Wandel 
in der politischen Kultur, der nicht nur eine Verbes-
serung der Situation der Frauen in der immer noch 
konservativen chilenischen Gesellschaft bedeutete, 
sondern auch darauf abzielte, die letzten Hinterlas-
senschaften der Diktatur innerhalb der politischen 
Institutionen zu beseitigen. 
Die ersten Maßnahmen der neuen Regierung 
schienen die Erwartungen zu bestätigen. Über-
sehen wird dabei jedoch häufig, dass die Admi-
nistration Bachelet nicht in erster Linie die erste 
Regierung einer sozialistischen Frau darstellt, son-
dern die vierte Regierung der Concertación, des Par-
teienbündnisses, welches Chile seit dem Ende der 
Pinochetdiktatur regiert. Dessen „Erfolg“ beruht 
einerseits auf dem Rezept der Verwaltung des neo-
liberalen Modells der Diktatur und andererseits 
auf mehr sozialer Fürsorge und der stufenweisen 
Realisierung von politischen Demokratisierungs-
maßnahmen im Konsens mit der konservativen 
Opposition.
Das erste Jahr der Regierung Bachelet stand 
entsprechend im Zeichen der Altlasten von Con-
certación-Regierungen und Pinochetdiktatur und 
verdeutlichte das Fehlen einer langfristigen po-
litischen Strategie, die auf umfassende politische 
Veränderungen abzielte. 
2.	 Politische	Maßnahmen
2.1.	 Sozialpolitik
Trotz der Fortschritte in den letzten 16 Jahren demo-
kratischer Regierungen ist Chile noch immer eines 
der Länder mit der größten sozialen Ungleichheit 
weltweit. Nicht umsonst legte die Administration 
Bachelet den Schwerpunkt ihrer Politik auf das 
Feld der sozialen Gerechtigkeit. 
Eine der ersten Amtshandlungen in dieser Hin-
sicht betraf den Gesundheitssektor: Die unter der 
Regierung Lagos ausgearbeitete Liste der Krank-
heiten, für die bedürftige Bürger kostenlos behan-
delt werden, wurde ausgeweitet und eine kosten-
freie Behandlung für über 60jährige eingeführt. Die 
Situation der „armen Kranken“ wurde dadurch 
verbessert, doch eine umfassende Reform des Ge-
sundheitswesens, dessen öffentliche Einrichtungen 
aus Ressourcenmangel oft keine gute Versorgung 
bieten können, steht noch aus. Über den Zugang 
zu einer angemessenen medizinischen Betreuung 
entscheidet – trotz der ersten eingeleiteten Schritte 
– weiterhin in hohem Maße das individuelle Ein-
kommen.
Auf dem Feld der Arbeitsmarktpolitik gelang es 
der Regierung Bachelet nach heftiger Debatte mit 
der Opposition und den Unternehmern im Okto-
ber 2006 die sogenannte ley	 de	 subcontratación zu 
proklamieren. Dieses Gesetz verbessert die Rechte 
derjenigen Arbeitnehmer, die nicht direkt bei einer 
Firma angestellt sind, sondern durch Outsourcing 
Tabelle	1:	Zustimmung	zur	Politik	Bachelets*
April	06 Juni	06 Juli	06 Okt.	06 Dez.	06 Febr.	07 April	07
Zustimmung 62,1% 44,2% 43,4% 46,0% 54,3% 49,3% 43,4%
Ablehnung 11,5% 34,8% 37,8% 35,3% 28,9% 32,5% 41,5%
* Antworten in Prozent auf die Frage: „Unabhängig von ihrer politischen Einstellung: Stimmen Sie der Art undWeise 
wie Bachelet regiert zu oder lehnen Sie sie ab?“ Fehlende Summen zu 100 Prozent stehen für die Antworten: „weder 
noch“, „weiß nicht“ oder keine Antwort. 
Quelle: Eigene Zusammenstellung, Encuesta Evaluación Gestión de Gobierno. Informe Mensual Marzo 2007, in: 
<www.adimark.cl>.
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von einer Zwischenfirma unter Vertrag genom-
men werden. Die Situation dieser „armen Arbeit-
nehmer“ in Chile ist häufig katastrophal, da viele 
Firmen ihre Rechte auf Mindestlohn, Arbeitszeiten, 
etc. nicht berücksichtigen. Durch das neue Gesetz 
sind die Rechte dieser Arbeitnehmer zumindest le-
gislativ festgeschrieben.
Das Hauptprojekt der Regierung Bachelet stellt 
im Hinblick auf die Verbesserung der sozialen Un-
gleichheiten jedoch die anvisierte Rentenreform 
dar, welche verspricht, das während der Diktatur 
eingeführte Pensionsmodell der individuellen Ka-
pitalfonds bedeutend zu verändern. Das bisherige 
Modell garantiert nur den Besserverdienenden 
ausreichende Renten und diskriminiert Personen, 
die nur geringe Beiträge einzahlen, sowie Frauen 
und Arbeitnehmer, die aufgrund von Kindererzie-
hung oder Arbeitslosigkeit längere Ausfallzeiten in 
der Beitragszahlung aufweisen. Vor diesem Hin-
tergrund ging es der Regierung Bachelet darum, 
die Situation der „armen Alten“ zu verbessern und 
die soziale Fürsorge wieder stärker als Aufgabe 
des Staates zu definieren. Das im Dezember ein-
gebrachte Gesetzesprojekt sieht daher neben einer 
Reihe weiterer Maßnahmen die Einführung einer 
solidarischen Mindestrente, verbesserte Pensions-
bedingungen für Frauen und Subventionen für die 
Einstellung von jungen Arbeitnehmern vor; das 
System der privaten Rentenfonds (der sogenannten 
AFP) wurde jedoch nicht abgeschafft. 
Der – in diesem Jahr zu konkretisierende – Ge-
setzesvorschlag steht somit beispielhaft für die So-
zialpolitik der Regierung Bachelet: eine punktuelle 
Verbesserung der Rentenansprüche eines Großteils 
der Chilenen wird angestrebt, eine grundlegende 
Reform des privatisierten Rentensystems, das die 
soziale Ungleichheit zementiert, ist jedoch nicht 
vorgesehen.
Dennoch ist die Sozialpolitik sicherlich der po-
sitivste Faktor in der Bilanz des ersten Regierungs-
jahres. Auch die Einrichtung von 800 neuen Klein-
kinderbetreuungsstätten und die Bereitstellung 
von Notfallverhütungsmitteln („Pille-danach“), die 
Bachelet gegen den Widerstand der katholischen 
Kirche durchsetzte, verweisen auf die sozialen Pri-
oritäten im neuen Regierungsprogramm.
2.2.	 Demokratisierungspolitik
Auf dem Feld der Demokratisierung konnten die zu 
Amtsbeginn gemachten Versprechen nicht erfüllt 
werden. Die Verhandlungen mit der Opposition, 
deren Stimmen für eine Reform des sogenannten 
binominalen Wahlsystems benötigt werden, gerie-
ten ins Stocken: 
Im aktuellen Wahlsystem stehen in jedem Di-
strikt zwei Sitze zur Wahl, wobei ein Wahlbündnis 
nur dann beide Sitze gewinnen kann, wenn es dop-
pelt soviel Stimmen wie das zweitstärkste Bünd-
nis erzielt. Da dies selten eintrifft, teilen sich die 
beiden großen Parteienbündnisse aus Concertación 
und rechter Opposition (Renovación	 Nacional und 
Unión	 Demócrata	 Independiente) trotz unterschied-
licher Stimmenzahl meist die Sitze eines Distrikts. 
Das System favorisiert auf diese Weise die rechte 
Opposition, die im Kongress im Verhältnis zu ih-
ren Wählerstimmen überproportional vertreten ist, 
schließt kleinere Parteien (besonders die Kommu-
nistische Partei) von der parlamentarischen Reprä-
sentation aus und verlagert den Wahlkampf in die 
einzelnen Bündnisse. Zudem ist die Distriktzutei-
lung in Chile in keiner Weise proportional zur Be-
völkerungsanzahl, so dass eine Stimme in Santiago 
wesentlich weniger Gewicht erhält als in anderen 
Regionen des Landes. Das System fördert so we-
der die demokratische Repräsentativität noch die 
Wahlbeteiligung der Bevölkerung, garantiert aber 
gleichzeitig den beiden großen Blöcken eine hohe 
politische Stabilität.
Dies ist ein Grund, warum auch innerhalb der 
Concertación die Reform einer der letzten autoritären 
Enklaven der Pinochetdiktatur auf Widerstand 
trifft und die Vorstöße der Präsidentin, die in einem 
Plebiszit über die Wahlreform entscheiden lassen 
wollte, noch zu keinem Ergebnis geführt haben.1 
Im Bereich der Menschenrechts- und Vergan-
genheitspolitik waren die Erwartungen an Bachelet 
aufgrund ihrer eigenen Geschichte als Opfer der 
Pinochetdiktatur besonders hoch. Da sich auf die-
sem Gebiet – wie schon bei allen vorherigen Concer-
tación-Regierungen – einer der Skandale ihrer Amts-
zeit entwickelte (siehe unten), war die Präsidentin 
darauf bedacht, ihr persönliches Engagement zu 
betonen. Sowohl ihre wiederholten Aussagen für 
eine konsequente Fortführung aller Menschen-
rechtsprozesse als auch der erstmalige Besuch eines 
Staatsoberhaupts bei der bedeutendsten Menschen-
rechtsgruppe Chiles setzten symbolische Ausrufe-
1 Allerdings einigten sich die chilenischen Politiker      
Ende April auf einen ersten Kompromissvorschlag 
zur Reform des binominalen Systems, welcher zwi-
schenzeitlich von den Oppositionsparteien aber wie-
der in Frage gestellt wird. (siehe unten).
-  -GIGA Focus Lateinamerika 5/007
zeichen. Taten folgten diesen Zeichen jedoch nicht. 
So konnte die Administration Bachelet – aufgrund 
fehlender Initiative – weder das versprochene Insti-
tut für Menschenrechte einrichten noch die ange-
kündigte Verbesserung der Reparationszahlungen 
konkretisieren.
Immerhin diente die von der Präsidentin vorge-
gebene Linie einer schnellen Reaktion der Exekuti-
ve auf eines der wichtigsten Ereignisse des ersten 
Amtsjahres: den Tod Pinochets am 10. Dezember 
2006. Dass der ehemalige Diktator die chilenische 
Gesellschaft immer noch spaltet, zeigten die spon-
tanen Demonstrationen der Bevölkerung. Der Trau-
er seiner Anhänger, die sich am Militärkrankenhaus 
versammelten, um das Ableben ihres „Idols“ zu 
beklagen, standen die Jubelszenen seiner Gegner, 
die im Zentrum Santiagos den Tod des Diktators 
feierten, gegenüber. Bachelet entschied sich mit der 
einhelligen Unterstützung ihrer vier Koalitionspar-
teien gegen die Verkündung der Staatstrauer und 
gegen ein Staatsbegräbnis Pinochets in seiner Ei-
genschaft als ehemaligem Präsidenten Chiles. 
Pinochets Amt als Oberbefehlshaber des Heeres 
rechtfertigte aber ein Begräbnis mit militärischen 
Ehren, welches ein letztes Schaulaufen seiner An-
hänger, des chilenischen Großunternehmertums 
und der politischen Rechten, wurde. Die Reden 
auf der offiziellen Trauerfeier legitimierten durch-
gehend den Putsch von 1973 und die großen 
Leistungen des verstorbenen Diktators. Trotzdem 
erwies sich die Entscheidung der Regierung als be-
deutend, denn sie setzte ein Zeichen auf dem Feld 
der Erinnerungspolitik. Durch die Verweigerung 
eines Staatsbegräbnisses wurde der illegitime Cha-
rakter der Herrschaft Pinochets offiziell unterstri-
chen. Im Kampf um die Erinnerung trug die Prä-
sidentin durch ihre Haltung zumindest zu einer 
symbolischen Weichenstellung bei.
2.3.	 Außenpolitik
Auf dem Gebiet der Außenpolitik wollte die Re-
gierung Bachelet neben der Fortsetzung des gu-
ten Verhältnisses zu den USA, Europa und dem 
asiatischen Raum – welches sich durch die Unter-
zeichnung eines Freihandelsabkommens mit Chi-
na niederschlug – ihr Augenmerk wieder verstärkt 
auf die lateinamerikanische Region richten. Dabei 
galt es, der Reputation Chiles entgegenzuwirken, 
das als arrogant und wenig an regionaler Zusam-
menarbeit interessiert wahrgenommen wird. Die 
entscheidenden außenpolitischen Ereignisse im er-
sten Regierungsjahr konnten jedoch wenig zu einer 
Verbesserung dieses Rufes beitragen. 
Schon im Juli/August 2006 kam es zu Span-
nungen mit Argentinien, da das Nachbarland auf-
grund eines Produktionsengpasses die Gasversor-
gung für Chile reduzierte. Die geringen Erfolge der 
chilenischen Regierung, eine Einhaltung der ver-
traglich festgelegten Liefermenge durchzusetzen, 
verwiesen auf die problematische Lage des Landes. 
Durch die ungelösten Konflikte mit Bolivien – das 
Land fordert immer noch eine Rückgabe des im 
Salpeterkrieg des 19. Jahrhunderts an Chile verlo-
renen Meereszugangs und verweigert als Druck-
mittel jegliche Gaslieferungen an seinen Nachbarn 
– ist Chile energietechnisch vom guten Willen der 
Argentinier abhängig. Da die Probleme mit Boli-
vien, dem größten Gasproduzenten der Region, 
in absehbarer Zeit nicht zu lösen sind, werden die 
Rufe nach einer Diversifizierung der Energiever-
sorgung, einschließlich einer Diskussion um Atom-
energie, laut. Vorerst muss sich die chilenische In-
dustrie aber jeden Winter auf eine Reduzierung der 
argentinischen Gaslieferung einstellen.
Ein zweiter außenpolitischer „Konflikt“ ver-
deutlichte, dass die Regierung Bachelet sicherlich 
nicht der Welle der Machtübernahmen linker la-
teinamerikanischer Regierungen im Gefolge Hugo 
Chávez’ zuzuordnen ist. Es ging dabei um die Wahl 
Venezuelas zum Mitglied des UN-Sicherheitsrats, 
die in Chile innenpolitische Kontroversen auslös-
te. Die Andeutungen Bachelets, unterstützt von 
ihrer Partei, für Chávez stimmen zu wollen, stieß 
auf heftige Kritik der Opposition und der Christ-
demokraten, die angeführt von Außenminister 
Alejandro Foxley im Falle einer Stimmabgabe für 
Venezuela mit einer Auflösung der Regierungsko-
alition drohten. Die Präsidentin enthielt sich letzt-
lich der Stimme, versöhnte damit die Opposition 
und rettete die eigene Koalition. Auf der lateiname-
rikanischen Bühne hinterließ sie damit aber keinen 
guten Eindruck.2
2 Der Eindruck einer Präsidentin, die ihren außenpo-      
litischen Willen im eigenen Land nicht durchsetzen 
kann, wurde verstärkt durch ein Interview des chi-
lenischen Botschafters in Venezuela im März 2007, 
in dem dieser im venezolanischen Fernsehen darauf 
verwies, dass Bachelet ihm privat versichert hätte, für 
Venezuela stimmen zu wollen. Der Botschafter wurde 
darauf hin wegen Preisgabe vertraulicher Informa-
tionen abgesetzt, der wenig souveräne internationale 
Eindruck bestätigt.
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Diese Episode verweist auf die Limitierungen 
der Regierung Bachelet: Auch wenn die Präsiden-
tin persönlich eventuell eine „linkere“ Politik fa-
vorisiert, ist sie dem politischen Establishment in 
Chile verpflichtet. Die Traditionen und Leitlinien 
der letzten 16 Jahre Concertación-Regierung bestim-
men auch ihr politisches Handeln. Das erste Jahr 
Bachelet stand ganz im Zeichen politischer Krisen, 
deren Ursprung jeweils vor dem Regierungsantritt 
der Sozialistin lag.
3.	 Die	Krisen
3.1.	 Patio	29
Die erste Krise der Regierung Bachelet fiel in eines 
der zentralen Themenfelder der chilenischen Tran-
sition: die Vergangenheitspolitik. Einen Monat 
nach Regierungsantritt wurden die Probleme bei 
der Zuordnung der Leichen von Diktaturopfern, 
die in einem Sektor des Zentralfriedhofs, dem Patio	
29, gefunden wurden, publik. Die staatliche Autop-
siebehörde hatte sich Anfang der 1990er Jahre bei 
der Identifizierung zahlreicher Leichen geirrt, die 
Angehörigen der „Verschwundenen“ mussten fest-
stellen, dass sie jahrelang die „falschen“ sterblichen 
Überreste betrauert hatten. Der öffentliche Skandal 
ergab sich aus der Tatsache, dass die Concertación-
Regierungen über den Irrtum seit Jahren informiert 
waren, aufgrund des geringen vergangenheitspo-
litischen Interesses und der Angst vor einem wei-
teren Konflikt aber keine Maßnahmen getroffen 
hatten. Die neue Präsidentin sah sich also nicht nur 
mit einem weiteren Vertrauensbruch zwischen den 
Menschenrechtsgruppen und der demokratischen 
Regierung sondern auch mit den politischen An-
schuldigungen gegenüber ihren Vorgängerregie-
rungen konfrontiert. Gleichzeitig wurde die Regie-
rung von diesem erneuten „Erinnerungseinbruch“ 
überrascht, denn trotz ihrer diskursiven Nähe zum 
Menschenrechtssektor wies sie – auch darin den 
vorherigen Administrationen ähnlich – kein lang-
fristiges politisches Konzept zur Aufarbeitung der 
Vergangenheit auf. Bachelet reagierte mit einer 
Entschuldigung bei den Opfergruppen, verteidigte 
vehement die Vergangenheitspolitik ihrer Vorgän-
ger und versprach die bestmögliche Aufklärung 
über die Identität der Leichen. Zu diesem Zweck 
wurde ein spezielles Menschenrechtsprogramm 
eingerichtet, welches sich ganz dem Problem des 
Patio	29 widmete. 
Diese Krise zeigte zum einen, dass sich das Pro-
blem der Menschenrechtsverbrechen auch 16 Jahre 
nach dem Ende der Diktatur nicht marginalisieren 
lässt, und zum anderen, dass sich auch die Regie-
rung Bachelet in ihrer vergangenheitspolitischen 
Herangehensweise auf punktuelle Reaktionen be-
schränkt ohne eine politische Strategie zur Auf-
arbeitung der Pinochetdiktatur aufzuweisen. So 
sollte bald die nächste Krise die politische Agenda 
Chiles bestimmen.
3.2.	 Die	Revolution	der	Pinguine
Der Mai 2006 war geprägt von Schüler- und Stu-
dentenprotesten, die in Form von Streiks, mehrwö-
chigen Schulbesetzungen und Demonstrationen 
das Thema Ausbildung ins Zentrum der poli-
tischen Debatte rückten. Ihr Anliegen erfuhr eine 
hohe gesellschaftliche Zustimmung, so dass sich 
eine landesweite soziale Bewegung entwickelte, 
von der die Regierung überrascht wurde. Neben 
infrastrukturellen und monetären Verbesserungen 
in der Ausbildungssituation ärmerer Schüler lag 
die Hauptforderung der Bewegung in der Abschaf-
fung des Ausbildungsgesetzes, welches in den 
letzten Tagen der Pinochetdiktatur verabschiedet 
wurde, und das Erziehungssystem den Gesetzen 
des Marktes unterstellt. Die durch dieses Gesetz 
zementierten Qualitätsunterschiede zwischen pri-
vaten und öffentlichen Schulen fördern soziale Un-
gleichheit schon ab der Grundschule.
Die Reaktion der Regierung auf die revolución	de	
los	pingüinos führten zu hohen Ansehensverlusten 
für Bachelet, deren Zustimmungswerte im Laufe 
der Krise um 18% fielen (vgl. Tabelle 1). Im ersten 
Moment schenkte die Regierung der Bewegung zu 
wenig Beachtung, dann reagierte Bachelet mit öf-
fentlicher Kritik an ihren Ministern, denen sie vor-
warf, die Krise nicht antizipiert zu haben. Letztlich 
versprach sie in einer Fernsehansprache die Lö-
sung der akuten Ausbildungsprobleme. Daneben 
rief die Präsidentin ein „Beratungskomitee“ ein, 
in dem eine Reform des Ausbildungsgesetzes un-
ter Beteiligung aller Betroffenen diskutiert werden 
sollte. Die Maßnahmen Bachelets gipfelten schließ-
lich in der ersten Kabinettsumbildung, der neben 
dem Erziehungsminister auch der Innenminister 
und die Wirtschaftsministerin zum Opfer fielen. 
 Die chilenischen Schüler werden aufgrund ihrer Schul-      
uniformen mit Pinguinen verglichen.
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Das „Beratungskomitee“ legte im Dezember einen 
– nicht einstimmig angenommenen – Entwurf vor, 
der Anfang April 2007 zu einem Reformvorschlag 
des Ausbildungsgesetzes führte.
Die Konsequenzen dieser auch international 
viel beachteten Krise lassen sich an zwei Punkten 
festmachen: Erstens stehen die Schülerstreiks für 
den Ursprung einer sozialen Jugendbewegung und 
korrigieren das Bild einer apathischen Generation, 
die Politik und Demokratie mit Desinteresse gegen-
übersteht. Die erste ganz in der Demokratie aufge-
wachsene Generation überzeugte durch hohen Or-
ganisationsgrad und politische Argumentationsfä-
higkeiten; nur die bei Demonstrationen aufgetre-
tenen Gewaltausbrüche – von der konservativen 
chilenischen Presse übermäßig betont – nahmen 
den Schülerforderungen etwas die Legitimität. Es 
ist jedoch zu erwarten, dass auch in diesem Jahr die 
Schülerproteste wieder breite öffentliche Aufmerk-
samkeit erlangen werden.
Zweitens rief die Krise deutliche Zweifel an den 
politischen Führungsqualitäten Bachelets hervor. 
Auch hier „erbte“ die Präsidentin aufgrund der In-
itiativlosigkeit ihrer Vorgänger Probleme der Dik-
tatur, doch sowohl die späte Reaktion als auch die 
öffentliche „Ministerschelte“ wurden als Zeichen 
der Unsicherheit und Planlosigkeit gedeutet, der 
drastische Abfall in den Umfragenwerten verdeut-
lichte den Reputationsverlust Bachelets.
3.3.	 Korruption
Im September 2006 führte die Aufdeckung von Un-
regelmäßigkeiten bei der Mittelvergabe im Sportmi-
nisterium und die Tatsache, dass mehrere Politiker 
bei der Abrechnung ihrer Wahlkampagnen Rech-
nungen von „Phantomfirmen“ präsentiert hatten, 
zu einem erneuten Korruptionsskandal, der den 
Bestand der Regierungskoalition gefährdete. Da 
einige Fälle noch aus der Ära Lagos stammten und 
hohe Regierungsbeamte involviert waren, führte 
dies auch aus den eigenen Reihen zu Kritik, die in 
Aussagen eines Concertación-Politikers kulminierte, 
in denen er von einer „Ideologie der Korruption“ 
in Chile sprach. 
Die darauf folgenden innerparteilichen Ausei-
nandersetzungen brachten die Concertación in eine 
schwere politische Krise, dienten der Opposition 
und den konservativen Medien als Leitmotiv ihrer 
Anklagen und schwächten die Führungsposition 
Bachelets erneut. Die Präsidentin reagierte mit der 
Ersetzung der beschuldigten Regierungsmitglieder 
und mit der Implementierung einer Reihe von 
Maßnahmen zur Steigerung der Transparenz und 
Modernisierung des Staatswesen, die ihr von einer 
Expertenkommission vorgeschlagen wurden.
Auch wenn die Korruption im lateinamerika-
nischen Vergleich weiterhin ein überschaubares 
Phänomen darstellt und die genannten Fälle von 
Opposition und Leitmedien zu einer übertriebenen 
Kritik genutzt werden, so stellen diese Skandale 
eine Gefahr nicht nur für die interne Zustimmung 
zur Concertación sondern auch für die internatio-
nale Reputation Chiles dar. In den internationalen 
Pressebilanzen zum ersten Regierungsjahr Bache-
lets wurde die Korruption als ein Faktor für die 
kritische Einschätzung Chiles benannt. Die War-
nungen vor einer „Ideologie der Korruption“ in der 
Concertación, die sich zum nächsten Regierungs-
wechsel 2010 dann 20 Jahre lang an der Macht be-
finden wird, sind auf alle Fälle ernst zu nehmen.
3.4.	 Transantiago
Die unter dem Namen Transantiago durchgeführte 
komplette Umstellung des öffentlichen Nahver-
kehrs der chilenischen Hauptstadt rief schließlich 
die wohl größte und aktuell noch andauernde Kri-
se der Regierung Bachelet hervor. Mängel im von 
der Administration Lagos entworfenen Design des 
neuen Linienverkehrs und große Probleme bei der 
Implementierung des Plans ließen den Transantiago 
zum Chaos werden: Auf fehlende Busse wartende 
Menschenmassen, überfüllte U-Bahnstationen und 
nächtliche Demonstrationen in den Randbezirken 
der Stadt, in denen die neuen Busse kaum mehr fah-
ren, prägen das Bild Santiagos seit Februar 2007. 
In ihrer ersten Reaktion versuchte die Regierung 
die Verantwortung für die Probleme den privaten 
Dienstleistern des neuen Systems anzulasten, mitt-
lerweile sah sich Bachelet aber zu einem Schuldein-
geständnis für die unzureichende politische Pla-
nung und Vorbereitung der Reform und zu einer 
erneuten Kabinettsumbildung gezwungen. Diese 
führte zur Aufhebung der Geschlechterparität in 
der Regierungsmannschaft und zur Rückkehr ge-
standener Concertación-Politiker, welche der ange-
schlagenen Präsidentin den politischen Rückhalt 
 Vgl. besonders den in Chile viel beachteten Artikel in         
The	Economist vom 29.3.2007, und die Presseschau in 
La	Tercera	vom 5.4.2007. 
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für die nächsten Regierungsjahre geben sollen. Die 
kurzfristig nicht zu lösende Krise um das Nahver-
kehrssystem ließ die Kritik an den Führungsqua-
litäten der Präsidentin erneut wachsen und deren 
Zustimmungswerte in der Bevölkerung sinken 
(vgl. Tabelle 1).
Neben den akuten politischen Implikationen 
spiegelt die Krise um den Transantiago ein entschei-
dendes Problem der chilenischen Politikimplemen-
tierung wider. Die staatliche Aufgabe des öffent-
lichen Nahverkehrs wurde komplett in die Hände 
privater Transportunternehmen gelegt, ohne sich 
ausreichender politischer Eingriffsmöglichkeiten 
zu versichern. Der neoliberale Grundkonsens der 
chilenischen Demokratie steht auch hier Pate für 
die Politik der Regierung Bachelet.
4.	 Bilanz
Das einjährige Regierungsjubiläum Bachelets stand 
ganz im Zeichen der Krise um den Transantiago. Die 
darauf folgende Kabinettsumbildung, die eines der 
großen Versprechen Bachelets, die Geschlechterpa-
rität, rückgängig machte, ließ den „neuen Politik-
stil“ symbolisch in weite Ferne rücken. Doch die 
erste Aprilwoche 2007 zeigte, dass die Regierung 
nicht gewillt ist, ihr politisches Agenda-setting ganz 
von Krisen bestimmen zu lassen. Sowohl die Idee 
zur Reform des die großen Blöcke begünstigenden 
Wahlsystems5, als auch der Reformvorschlag für 
das Ausbildungsgesetz6 verweisen auf die erneu-
te Übernahme der politischen Initiative durch die 
Exekutive. 
Die Bilanz des ersten Jahres ist geprägt von 
positiven politischen Maßnahmen, besonders auf 
dem Feld der Sozialpolitik. Deren Auswirkungen 
sind jedoch durch die großen Krisen in den Hin-
tergrund gedrängt worden. Hervorgerufen durch 
5 Der Vorschlag ist jedoch eine reine „Kosmetikreform“,       
da er darauf hinausläuft, der Kommunistischen Par-
tei fünf Parlamentssitze zu garantieren ohne jedoch 
das Wahlsystem ansonsten zu verändern. Eine Um-
setzung dieses Vorschlags ist aufgrund der Kritik der 
Opposition wieder in weite Ferne gerückt. Nur eine 
umfassende Wahlreform würde eine tatsächliche De-
mokratisierungsmaßnahme und ein Signal für mehr 
Demokratiebeteiligung an die Bevölkerung darstellen.
6 Dieser Vorschlag scheint dagegen ein echter Fort-      
schritt zu sein, da er u.a. die finanzielle Gewinnori-
entierung bei der Verwaltung von Schulen verbietet 
und die Qualität der Ausbildung garantiert. Es bleibt 
abzuwarten, ob er in dieser Form vom Parlament ver-
abschiedet wird.
politische Altlasten, verstärkt durch eine meist 
unzureichende Reaktion der Exekutive, verdeut-
lichten diese Krisen das Fehlen eines langfristigen 
politischen Konzeptes zur Reform von Staat und 
Gesellschaft.
Schließlich zeigen die Maßnahmen des ersten 
Jahres, dass Chile auch unter Bachelet nicht dem 
„pink	 tide“ der lateinamerikanischen Linksregie-
rungen zuzuordnen ist. Der neoliberale Grund-
konsens eines Großteils der politischen Elite lässt 
sich auch von der charismatischen, sozialistischen 
Präsidentin nicht so leicht aufbrechen. Die in Um-
fragen manifeste große Indifferenz der Chilenen 
gegenüber der Demokratie ist dabei nur ein Indi-
kator für den Bedarf nach „Qualitätssteigerung“ 
der chilenischen Politik. Angesichts der durch 
die Krisen hervorgerufenen Protestbewegungen 
und des für Chile eher geringen wirtschaftlichen 
Wachstums des letzten Jahres bleibt als Hauptauf-
gabe für die Regierung Bachelet das demokratische 
Bewusstsein innerhalb der Bevölkerung zu stärken. 
Bachelet selbst besitzt das Potential, den „neuen 
Politikstil“ einer sozialen Demokratie zu etablie-
ren. Voraussetzung dafür sind jedoch „krisenfreie“ 
weitere Regierungsjahre. 
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